
Briefvorschlag für ein Schreiben an Kandidatinnen und Kandidaten der Grünen Berlin:    

Sehr geehrter Herr ..., sehr geehrte Frau..., 

 

die Grünen stehen für Klimaschutz. Dazu gehört ein Ausbau von öffentlichem Verkehr, um 

den Menschen einen Ausweg aus der Sackgasse des Autoverkehrs zu bieten. Die aktuelle 

Ausschreibung der S-Bahn Berlin gefährdet allerdings den Nahverkehr in Berlin massiv – und 

zwar auf der rein technischen Ebene: Die Aufteilung der Londoner Metro 2003 auf zwei 

Betreiber ist nach nur weniger Jahren gescheitert, weil die Anbieter vor dem anspruchsvollen 

Betrieb kapitulieren mussten. Was von den Grünen jetzt für Berlin geplant ist, ist noch 

komplexer und anfälliger. Klemmt es nach dieser Vergabe bei der S-Bahn, werden sich die 

neuen Betreiber, der Wagenvermieter, die S-Bahn Berlin GmbH und die DB Netz AG 

gegenseitig die Schuld zuschieben. Die S-Bahn wird 300 Millionen Mal pro Jahr genutzt – 

wenn sie dauerhaft schlecht funktioniert, werden sehr, sehr viele Menschen die Grünen dafür 

verantwortlich machen. 

 

Die grüne Spitzenkandidatin und Verkehrssenatorin Bettina Jarasch hat am 16. Januar die 

mehr als 10.000 Unterschriften gegen die Ausschreibung entgegengenommen. Ihre (grüne) 

Amtsvorgängerin Regine Günther hatte Bürger*innen zur Frage der S-Bahn nicht empfangen. 

Es ist gut, dass Bettina Jarasch diese Blockade beendet hat. Daran sollte sich jetzt auch ein 

Dialog auf Augenhöhe anschließen. 

„Die Zeiten des Neoliberalismus sind vorbei", sagte Bettina Jarasch am 16. Januar wörtlich. 

Aber die aktuelle Ausschreibung ist Neoliberalismus reinsten Wassers. Sie geht weit über das 

hinaus, was das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkung oder die EU vorschreiben. Dort 

steht nichts von einer Zerschlagung der S-Bahn in drei künstliche Teile. Und auch die 

Abtrennung der Beschaffung und Instandhaltung der Wagen über eine öffentlich-private 

Partnerschaft mit 30 Jahren Laufzeit ist nur den Grünen zuzuschreiben, die dieses 

Privatisierungsextra eingebaut haben. 

Die Kontrolle über die Daseinsvorsorge behalten, wenn man sie an einmal an Private 

abgegeben hat – das klappt nicht. Es spielt keine Rolle, welche Bedingungen vorher gestellt 

wurden, wenn die Privaten mit Insolvenz drohen oder tatsächlich pleitegehen können. Die S-

Bahn-Ausschreibung ist alles andere als alternativlos. Berlin hat die Möglichkeit der 

Direktvergabe. Dazu muss Berlin juristisch formuliert „einen bestimmenden Einfluss auf das 

betreffende Unternehmen ausüben". Zum Beispiel durch einen Einstieg bei der der S-Bahn 

Berlin GmbH. Bettina Jarasch hat uns versprochen, die DB zu fragen, ob sie die S-Bahn 

Berlin GmbH verkaufen möchte. Wir werden sie beim Wort nehmen. 

Seit 13 Jahren hat Berlin der DB die Frage nach den Kaufbedingungen nicht mehr gestellt. 

Damals wollte die DB nicht, inzwischen hat man aber hohe Schulden – 35 Milliarden Euro. 

Die Grünen sind jetzt in der Bundesregierung, mit Anja Hajduk und Stefan Gelbhaar sind 

zwei Grüne im DB-Aufsichtsrat. Der Bund als Eigentümer kann so einen Verkauf fordern. 

Berliner Aktive haben erzwungen, dass die Konzerne RWE und Veolia die Wasserbetriebe 

herausgeben mussten – obwohl sie nicht verkaufen wollten. Wie viel mehr Möglichkeiten 

haben die Grünen als Teil der Regierung! 

Für den Klimaschutz benötigt Berlin seine S-Bahn. Die geplante Ausschreibung muss daher 

angehalten und andere Optionen geprüft werden – jetzt, bevor es zu spät ist! 

 

Mit freundlichen Grüßen 


